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Nationalrat; Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit;  
19.456 n Pa. Iv. Schneeberger; Leistungen zur Prävention sind im heutigen 
Umfeld eine wichtige Aufgabe von Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistun-
gen; Vernehmlassung  P230250 

 
 
 

1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Entwurf der Vernehm-
lassungsantwort an die die Kommission für soziale Sicherheit und Ge-
sundheit des Nationalrates. 

 

Begründung 

Dem Vorentwurf zur Änderung des schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) 
steht der Regierungsrat kritisch gegenüber. Er erachtete die geplante Ergän-
zung von Absatz 8 in Art. 89a des Zivilgesetzbuches im Zusammenhang mit 
der beruflichen Vorsorge nicht nur als nicht notwendig, sondern gar als kont-
raproduktiv.   

 

 

                                                                                            
 


